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Das Abstimmungsresultat zum
elektronischen Identitätsnach-
weis(E-ID)vomvergangenenSep-
tember war knapp. Sehr knapp.
50,4 Prozent sagten damals Ja
zur Vorlage des Bundesrats.

Die Gegner der E-ID, die un-
ter sich völlig zerstritten sind,
machten noch am Abend des
Abstimmungssonntags klar, dass
sie ihren Kampf gegen die E-ID
weiterführen werden. Gleich
sechs Abstimmungsbeschwer-
den reichten die Vertreterinnen
und Vertreter der SVP, der EDU,
der Digitalen Integrität Schweiz
sowie von Mass-voll bei den
Kantonen ein.

Die E-ID-Gegner rügen ins-
besondere das Sponsoring der
Swisscom, die das E-ID-Pro-
Komitee der Wirtschaft mit
32’000 Franken unterstützte.Da-
mit habe der Konzern, dermehr-
heitlich in Staatsbesitz ist, ge-
genArtikel 34 der Bundesverfas-
sung verstossen. Dort ist fest-
gehalten, dass die politischen
Rechte garantiert sein müssen,
die Willensbildung frei und die
Stimmabgabe unverfälscht sein
muss. Dass ein staatlicher Be-
trieb sich mit Spenden in einen
Abstimmungskampf einmische,
sei unzulässig.

Am Dienstag befasste sich
nun das Bundesgericht in Lau-
sannemit den Beschwerden.Die
Spannung vor der Verhandlung
war gross. Die Tatsache, dass
das Gericht eine öffentliche Ver-
handlung angeordnet hat, deu-
tet in der Regel darauf hin, dass
man sich im Richtergremium
nicht einig ist.

Die Hoffnungen der E-ID-
Gegner, die zahlreich nach Lau-
sanne angereistwaren, zerplatz-
ten aber früh.Der strittige Punkt
unter den fünf Richtern war
nicht, ob die Abstimmung wie-
derholt werden muss. Dies for-
derte kein einziger. Kontrovers
diskutiert wurde hingegen eine
formelle Frage. Nämlich zuwel-
chemZeitpunkt die E-ID-Gegner
ihre Abstimmungsbeschwerden
hätten einreichenmüssen.Diese
Frage ist entscheidend dafür, ob
auf die Beschwerden überhaupt
eingegangen werden kann.

Zuwenig gravierend für
eine erneute Abstimmung
Bundesrichter Stephan Haag
(GLP) plädierte für ein Eintreten.
Er sah im Sponsoring der Swiss-
com denn auch einen Verstoss
gegen die in der Bundesverfas-
sung garantierten politischen
Rechte. Es handle sich um eine
rechtswidrige Intervention ei-
nes staatlichen Akteurs in eine
laufende Abstimmung, so Haag.

Der Verstoss sei aber nicht
so gravierend, dass er das Ab-
stimmungsergebnis entschei-
dend beeinflusst habe. Deshalb

sei eine Aufhebung respektive
Wiederholung der Abstimmung
nicht verhältnismässig. Dieser
Argumentation folgte auch Lo-
renz Kneubühler (SP).

Die drei Bundesrichter Tho-
masMüller (SVP), François Chaix
(FDP) und LaurentMerz (Grüne)
argumentierten derweil, auf die
Beschwerden sei aus formellen
Gründen gar nicht erst einzutre-
ten. Das Gesetz besagt, dass eine
Abstimmungsbeschwerde inner-
halb von drei Tagen nach Be-
kanntwerden eines Missstands
eingereicht werden muss.

«Mit übertriebenem
Formalismus entschieden»
Die Eidgenössische Finanzkont-
rolle (EFK) publizierte die Spen-
de der Swisscom bereits im Au-
gust auf ihrerWebsite. Die E-ID-
Gegner reichten ihre Beschwerde
aber erst ein, als die «NZZ am
Sonntag» das brisante Sponso-
ring eineWoche vor derAbstim-
mung – also Ende September –
in einem Artikel aufgriff. Die
Mehrheit des Richtergremiums
ist der Auffassung, dass die Pu-
blikation der EFK imAugust das
massgebende Datum für das Be-
kanntwerden des Sponsorings
war.Dies,weil die dortigen Infor-
mationen für alle frei zugänglich
waren. So entscheid das Richter-
gremiummit drei zu zwei Stim-
men, dass die Beschwerden aus
formellen Gründen nicht einge-
treten werden kann.

Die E-ID-Gegner prangerten
in den Beschwerden auch nicht
monetäre Zuwendungen in Form
von Gratisinseraten der beiden
MedienunternehmenRingierund
TXGroup (zu der auch diese Zei-
tung gehört) für das Pro-Komi-
tee an. Diese Beschwerde wies
das Bundesgericht ab.

Nach derVerhandlung zeigten
sich die E-ID-Gegner schwer ent-
täuscht über das Urteil. «Offen-
bar kannman sich in der Schweiz
nicht mehr darauf verlassen,
dass solche unzulässigen Miss-
ständewie das Swisscom-Spon-
soring behoben werden», sagte
Nils Fiechter, Parteipräsident der
Jungen SVP Schweiz. Das Bun-
desgericht habe mit «übertrie-
benem Formalismus» dafür ge-
sorgt, dass die Sache unter dem
Deckel gehalten werde. Beson-
ders enttäuscht sei er persönlich
von SVP-Richter Müller.

Auch der EDU-Parteipräsi-
dent Daniel Frischknecht zeigte
sich enttäuscht über die Ver-
handlung. Er könne nicht ver-
stehen, dass das Bundesgericht
für so einenAnlauf sorge, bei den
BeschwerdeführernHoffnungen
wecke und dann stundenlang
über eine formaljuristische Fra-
ge debattiere.

Quentin Schlapbach

Abgewiesene Beschwerden
gegen E-ID-Abstimmung
Bundesgericht Heikle Spende der Swisscom
bleibt aus formalen Gründen folgenlos.

Nicolas Rimoldi (rechts) unterliegt vor Bundesgericht. Foto: Keystone

Im Lausanner Hotel Beau-Rivage Palace trafen sich weltweit führende Rohstoffhändler zur Konferenz – und warnten vor Engpässen beim Öl. Foto: PD

Jorgos Brouzos und
Benno Tuchschmid

Ein hochrangiger Mitarbeiter
eines SchweizerÖlhändlers steht
im Gang des Fünfsternhotels
Beau-Rivage Palace in Lausanne
und sagt: «Sehen wirs falsch,
oder sieht es dieWelt falsch?Wir
kennen uns eigentlich sehr gut
mit demÖlgeschäft aus, ich glau-
be daher nicht, dass wir falsch-
liegen. Irgendwann fehlt das Öl,
und dann wird es wehtun.»

Der Rohstoffmanager bringt
ein Gefühl zumAusdruck, das am
Financial Times Commodities
Global Summit vorherrscht.
Die dreitägige Konferenz ist so
etwaswie dasWEFderRohstoff
branche.Hier reden diewichtigs-
ten Vertreter der Branche über
die grossen Themen – in einem
exklusiven Luxushotel mit Blick
auf den Genfersee. Unter ihnen
sind auch die wichtigsten Öl-
händler und die wenigen Öl-
händlerinnen der Welt. Dieses
Jahr findet die Konferenz knapp
zwei Monate nach Ausbruch des
Kriegs im Iran statt, der den
Welthandel erschüttert hat.

Globale Ölproduktion
sinkt gerademassiv
Das Gefühl der Branche lautet
kurz zusammengefasst: Politik,
Gesellschaft und Finanzmärkte
unterschätzen, wie viel Öl auf
der Welt wegen der Krise im
Iran fehlenwird.Den unerschüt-
terlichen Optimismus, dass al-
les gut wird, nennt es Helima
Croft von der Investmentbank
RBC Capital Markets. Dieses Ge-
fühl führe in die Irre, sagt sie:
«Diese Krise wird schwerwie-
gende Folgen haben.» Offenbar
sei die aktuelle Krise zu gross,
als dass die Leute sie vollständig
wahrnehmen könnten, sagt Saad

Rahim,Chefökonomdes führen-
den Rohstoffhändlers Trafigura.

Die wahre Krise kommt erst
noch, lautet die Botschaft. Die
Notlager vieler Länder würden
nicht ausreichen und hätten
das Falsche drin, sagt ein
anderer hochrangiger Manager
eines Rohstoffhändlers. Um die
fehlenden Öllieferungen auszu-
gleichen, müsste der Verbrauch
eigentlich zurückgehen,doch das
passiere zu wenig.

Auch sei es falsch, den Benzin-
preis zu subventionieren,wie es
in einzelnen Staaten schon ge-
macht werde. Der Preis müsse
wehtun, sagt er. Nur ein hoher
Ölpreis führe zu Einschränkun-
gen. Paradox: Die Ölhändler ru-
fen zum Sparen des Rohstoffs
auf, damit die Krise nicht schlim-
merwird.

Russell Hardy,Chef desGenfer
Rohstoffhändlers Vitol, rechnet
vor, dass die globale Ölproduk-
tion in diesem Jahr bislang um
mehrere Hundert Millionen
Barrel Öl kleiner ausgefallen sei
als erwartet. Die Lücke dürfte
noch grösser werden. Das spüre
man in Asien heute schon, dort
würde schon gespart. Und die
grossen Abnehmer in Asien
würden heute bereits hände-
ringend Öl für den Juni suchen.

Die Analysten sind sich einig:
Selbstwenn der Konflikt im Iran
morgen endet, dürfte es Monate
dauern, bis sich die Lage auch
nur annähernd entspannt.

Während sich im Nobelhotel
die Ölhändler unter Kristall-
leuchtern und Stuckdecken beim
AnstehenamreichhaltigenBuffet
die Frage stellen, wieso ihre
Warnungen nicht nach draussen
dringen, demonstrieren vor dem
Gebäude Umweltschützer.

Siemachen dieTeilnehmerin
nen und Teilnehmer der FT-
Konferenz dafür verantwortlich,
dass sie mit dem Fördern und
Handeln von Rohstoffen die Um-
welt verschmutzen und das Kli-
ma zerstören. Drinnen spüren
die Teilnehmer vom Protest fast
nichts – ausser demHinweis des
Portiers, dassman doch bitte den
Badge abziehen solle,wennman
das Hotel verlasse, um nicht als
Teilnehmer erkennbar zu sein.

Sie freuen sich über
dieMilliardengewinne
Im Beau-Rivage Palacewird der-
weil darüber spekuliert, wie viel
Geld die Rohstoffhändlerwegen
der schwankenden Ölpreise ver-
dient haben.

Der Energiehändler Gunvor
hat gemäss «Financial Times» im
erstenQuartal 2026 so viel Profit
gemacht wie im ganzen letzten
Jahr. DerÖlhändlerVitol erzielte
gemäss «Bloomberg News» in
derselben Zeit einen Gewinnvon
zwei Milliarden Dollar. Wobei
dasVitol-Chef Hardy auf der FT-
Bühne nicht kommentierenwill.

Sicher ist: Die Trader mögen
Volatilität. Richard Holtum,
Firmenchef vonTrafigura, einem
der grössten Rohstoffhandels-
häuser der Welt mit Wurzeln in
Genf, beschreibt die Rolle seines
Unternehmens als Stossdämpfer

der Weltwirtschaft. In Krisen
seien sie besonders gefragt,
um Güter zu ihren Kunden zu
bringen. Er ist sehr zufrieden,
wie das Geschäft in den letzten
Wochen gelaufen ist.

William C. Reed II, Firmen-
chef des amerikanischen Gas-
und Energiehändlers CCI, sagt
in Lausanne zu den Folgen des
Irankriegs: «Denke ich, dass all
diese Dinge gut für uns alle
sind? Definitiv nicht. Aber aus
der Perspektive der Erträge für
ein Unternehmen wie unseres
sind solche Ereignisse positiv.»

So ist auch die Stimmung
an der Rohstoffkonferenz alles
andere als besorgt. Die Banker,
Trader und Analysten kommen
von überall her. Bei Seebrassen-
Ceviche vom Mittagsbuffet dis-
kutieren sie darüber, wie man
Geschäfte in verschiedenen af-
rikanischen Währungen abwi-
ckelt. Ein amerikanischer Berg-
bauunternehmer sagt, Switzer-
land sei ein «great country»,
um Investoren zu finden. Und
einHedgefonds-Manager erklärt,
wie es möglich ist, schneller als
derMarkt zu sein, auchwenn die
Marktschwankungen heute von
den Social-Media-Beiträgen von
Donald Trump abhängen.

Eigentlich glaubten die Roh-
stoffhändler, am besten zu
wissen, wie sich die Ölpreise
entwickeln werden. Seit Donald
Trumpmit einem Social-Media-
Post die Märkte ausschlagen
lässt, gilt das nicht mehr. Die
Trump-Administration ist eben-
fallsmit zweiVertretern imBeau-
Rivage präsent. Ihre Botschaft
lautet: Alles läuft super – und
wenn noch nicht jetzt, dann sehr,
sehr bald. Die Händler würden
das nicht unterschreiben.Wobei:
Für sie sind Krisen in erster Linie
Chancen.

Führende Rohstoffhändler
rufen zum Benzinsparen auf
Konferenz in Lausanne Die Botschaft amwichtigsten Treffen der Ölbranche ist klar:
Die wahre Krise kommt erst – nur haben es Politik und Gesellschaft noch nicht gemerkt.

Selbst wenn
der Konflikt im Iran
morgen endet,
dürfte esMonate
dauern, bis sich
die Lage annähernd
entspannt.
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3 Millionen Franken will die Mi-
gros-Genossenschaft dieses Jahr
an Vereine verteilen, die Ferien-
lager für Kinder und Jugendliche
organisieren. Welcher Organisa-
tor wie viel bekommt, entschei-
den Kundinnen und Kunden des
orangenRiesenmit: Pro 20 Fran-
ken Einkauf erhielten diese bis
vor kurzem einen Stimmzettel,
einen sogenannten Vereinsbon.
Diesen können sie noch bis heu-
te online einemVerein zuweisen.
Je mehr Bons ein Verein erhält,
desto grösser ist sein Anteil am
3-Millionen-Fördertopf der Ak-
tion Support my Camp.

Kurz vor Einsendeschluss be-
legten am Montag nationale Or-
ganisationen die vorderen Plät-
ze: Die Schweizer Paraplegiker-
Vereinigung führt die Liste mit
rund 130’000Vereinsbons an,ge-
folgt vomLagerverein STR26 der
evangelisch-methodistischenKir-
che mit 112’000 Bons und Autis-
mus Schweiz mit 108’000 Bons.

Insgesamt buhlen mehr als
3000 Organisationen um die
Gunst der Migros-Kundschaft.
Jeder Verein erhält mit der Teil-
nahme ein Startkapital von
50 Franken. Zusätzliche Bons
und Franken können sie in Be-
gleitwettbewerben gewinnen.

Der Grossteil des 3-Millionen-
Topfs wird aber proportional zu
den eingereichten Bons der Kun-
dinnen und Kunden verteilt. Ein
Verein mit 5000 Bons könne so
gegen 900 Franken gewinnen,
rechnet dieGenossenschaft in ei-
nem fiktiven Beispiel vor. Der ge-
naue Betrag hängt vonmehreren
Faktorenwie der Gesamtzahl der
eingereichten Bons ab. Auf Ver-
kaufsplattformenwieRicardound
Tutti werden die Migros-Scheine
zu Dutzenden feilgeboten.

Migros lässt christliche
Organisationen zu
Unter den teilnehmendenVerei-
nen finden sich auch Gruppie-
rungen mit religiösem Hinter-
grund,manche von ihnen haben
Zehntausende Bons gesammelt
undmischen in denTop 10mit –
namentlich das Schweizertreffen
2026 (STR26) der evangelisch-
methodistischen Kirche und die
christlich-evangelikale Jugend-
organisation JAB Suisse roman-
de.Hinzu kommen diverse Jung-
wacht- und Blauring-Gruppen
der katholischen Kirche.

Dabei stellt dieMigros-Genos-
senschaft in ihrenTeilnahmebe-
dingungen klar: Vereine, die nur
Mitglieder einer bestimmten re-
ligiösen Institution akzeptieren,
werden nicht unterstützt. Auch
darf derwesentliche Zweck nicht
in der Verbreitung religiöser In-
halte bestehen.

Laut Migros sind Vereine wie
STR26 oder JAB Suisse romande
jedochnichtmit einemBibellese
zirkel vergleichbar. Vom West-
schweizerFernsehen auf die Fälle
angesprochen,erklärt einMigros-
Sprecher: «DieCampsmüssen für
alle Kinderund Jugendlichen zu-
gänglich sein, unabhängig von
ihrer Religion, Herkunft oder ih-
renÜberzeugungen.» Das sei bei
den genannten Organisationen
der Fall, man habe sie «sorgfäl-
tig geprüft»; ihre Teilnahme an
derMigros-Aktion stehe «imEin-
klang mit denWerten der Offen-
heit und Inklusion».

Simon Bordier

Religiöse Gruppen
buhlen um beliebte
Migros-Bons
Support my Camp Wer
bekommt den grössten
Zustupf des Detailhändlers
für das Ferienlager?

Ist der Bildungsbericht unabhängig oder «eine Art Selbstevaluation von Bund und Kantonen»? Lehrerin an der Wandtafel. Symbolbild: Imago

Nina Fargahi

Der neue Bildungsbericht gilt
als national bedeutendes Nach-
schlagewerk.Der 400-seitige Re-
port spielt bei vielen bildungs
politischen Entscheiden eine
wichtige Rolle.

Der Bildungsbericht wird ge-
meinsamvomBund undvon den
Kantonen in Auftrag gegeben
und finanziert. Federführend
ist das Departement von Bun-
desrat Guy Parmelin, bei den
Kantonen ist es die Konferenz
der kantonalen Erziehungsdi-
rektorinnen und -direktoren,
kurz EDK, die vom Walliser
Staatsrat Christophe Darbellay
präsidiert wird.

Für die Umsetzung zuständig
ist die Schweizerische Koordina
tionsstelle fürBildungsforschung,
kurz SKBF, unter der Leitung
von Professor StefanWolter. Der
Report erscheint seit 2006 alle
vier Jahre und fasst Daten und
Erkenntnisse aus Statistik, For-
schung und Verwaltung zum
gesamten Bildungswesen der
Schweiz zusammen. Also zum
Beispiel zuThemenwie Schüler-
zahlen,Abschlüssen und Kosten
im Schweizer Bildungswesen.
Doch nun regt sich Kritik.

Kriminalitätshypothese
mit Daten widerlegt
Rolf Becker, emeritierter Pro-
fessor an der Universität Bern,
sagt: «Der Bildungsberichtweist
gravierende wissenschaftliche
Mängel auf.» Becker hat mehr
als 20 Jahre lang die Abteilung
Bildungssoziologie am Institut
für Erziehungswissenschaft der
Universität Bern geleitet. Die ver-
wendete Literatur stamme vor
allem aus Deutschland und dem
angelsächsischen Raum sowie
aus der eigenen Forschung, also
aus der Feder der Koordinati-
onsstelle für Bildungsforschung
selbst. «Dass wichtige Publi-
kationen aus der Schweiz mit
Schweizer Daten erst gar nicht
erwähntwerden, deutet auf eine
selektive und unsachgemässe
Recherche hin», sagt Becker.

Ganze Forschungsfelder mit
relevanten Ergebnissen für den
Bildungsbericht – etwa die Bil-
dungssoziologie oder die Erzie-
hungswissenschaften – würden
komplett ausgeblendet. Zudem
komme der Bildungsbericht zu
«unvollständigen Ergebnissen».

Als Beispiel erwähnt Becker,
dass der Bildungsbericht einen
direkten Zusammenhang zwi-
schen Bildung und Kriminalität
herstelle: je höher die Bildungs-
investitionen, desto niedriger
die Kriminalitätsrate. Becker
kritisiert, dass «diese triviale
bildungsökonomische Hypo-
these bereits vielfachwiderlegt»
worden sei, sogar mit Schwei-
zer Daten. Um die Hypothese zu
belegen, werde eine Studie aus
Indien über einen einzigen Ty-
pus von Kriminalität herange-
zogen.Das zeige, so Becker, dass
dieAutoren des Bildungsberichts
«keinen Überblick über dieses
Forschungsgebiet» hätten.

Der Grund: «Dieser direkte
Zusammenhang konnte bisher
nichtwissenschaftlich bewiesen
werden, und viele vorliegende

Studienweisen gravierendeme-
thodische Mängel auf, weil sie
weder die Dunkelziffer noch
unterschiedliche Straftaten in
Rechnung stellen», sagt Becker.
In bestimmten Bereichen wie
Wirtschaftskriminalität könne
eine höhere Bildung mit mehr
Delikten einhergehen, viele an-
dere Straftaten würden in allen
Bildungsgruppen begangen, und
umgekehrt könne eigene oder
erfahrene Kriminalität selbst
Bildungschancenverschlechtern.

Wichtige Befunde hierzu
fehlen gemäss Becker im neuen
Bildungsbericht. Der Report sei
«unvollständig und auf einem
Auge blind».

Es fehle an Perspektiven und
wissenschaftlichemDiskurs
Ähnlich sieht es KatharinaMaag
Merki, Professorin für Erzie-
hungswissenschaft an der Uni-
versität Zürich. Sie sagt: «Der
Bildungsbericht entspricht nicht
in genügendem Ausmass den
wissenschaftlichen Standards
und vernachlässigt zentrale Be-
reiche, die für die Steuerung
undWeiterentwicklung des Bil-
dungssystems in der Schweiz
unerlässlich sind.»

So sei es kein interdisziplinäres
Fachgremium,das den Bildungs
bericht erstelle und die Qualität
der Analysen und Interpretatio
nen evaluiere. Die Bildungs
ökonomie nehme eine zu do
minante Rolle ein, es fehle an
verschiedenen Perspektiven und
an einem wissenschaftlichen
Diskurs, so Maag Merki.

Besonders problematisch
findet die Professorin, dass die
Qualität des Unterrichts und
der Schulen nicht im Fokus
stehe. Dies mit der Begründung,
dass diese nicht ein «Gegen-
stand behördlicher Steuerung»
sei und in die Autonomie der
Schulen falle. Aber: Im Lehr-
plan 21 werden verbindliche
Qualitätsstandards für den Un-
terricht und die Schule formu-
liert. «Es ist also zentral, Infor-
mationen zur Erreichung der
Qualitätsstandards zu erhal-
ten.» Zumal genau diese Be-
reiche bedeutsam seien für die
Förderung der fachlichen und
überfachlichen Kompetenzen
der Schülerinnen und Schüler.

Der Bildungsbericht sei zu-
dem keine unabhängige Publi-

kation, sondern «eineArt Selbst-
evaluation von Bund und Kanto-
nen, da die Koordinationsstelle
selber von Bund und Kantonen
finanziertwird und eine externe
Peer-Reviewdurchwissenschaft-
liche Expertinnen und Experten
fehlt». Maag Merki fordert: «Es
ist Zeit, den Bildungsbericht zu
überdenken.»

Steuergremium sei «rein
politisch zusammengesetzt»
Ebenfalls Kritik übt Thomas
Meyer, Gründer der TREE-Stu-
die am soziologischen Institut
der Universität Bern, die den
Bildungsweg von Kindern von
der Schule ins Erwachsenen-
und Berufsleben analysiert. Er
sagt, Bildung sei ein ausgeprägt
interdisziplinäres sowie hoch
ideologisiertes Forschungs- und
Politikfeld. Vor diesem Hinter
grund muss gemäss Meyer die
Bildungsberichterstattung so-
wohl wissenschaftlich als auch
politisch breit abgestützt sein.
«Das ist in der Schweiz leider in
keiner Weise der Fall.» Das für
den Bildungsbericht verantwort
liche Steuergremium sei «rein

politisch zusammengesetzt». Es
gebe keinerlei Peer-Review-Ver-
fahren, also keine wissenschaft-
liche Kontrolle. Meyer sagt: «Das
ist eine unhaltbare Situation.»

Koordinationsstelle verneint
Einfluss auf Aussagen
StefanWolter, der den Bildungs-
bericht verantwortet, äussert
sich zu den Vorwürfen per Mail,
möchte allerdings nicht öffent-
lich zitiertwerden.ParmelinsDe-
partement und die Kantonewei-
sen die Kritik zurück. Die Behör
den betonen, dass derBericht auf
bereits publizierter Forschung
basiere und Peer-Review-Verfah-
ren deshalb nicht im klassischen
Sinne angewendetwürden, da es
sich um keinewissenschaftliche
Fachpublikation, sondern einen
«verwaltungsnahen Synthese-
bericht» handle. Dennoch seien
die zugrunde liegenden Studien
«wissenschaftlich abgesichert
und vielfach veröffentlicht oder
im Publikationsprozess».

Der «Koordinationsausschuss
Bildungsmonitoring» habe «kei-
nen Einfluss auf die inhaltlichen
Aussagen des Berichts», heisst
es in der Antwort von EDK und
Staatssekretriat fürBildung, For-
schung und Innovation. Seine
Rolle bestehe darin, die Erstel
lung zu begleiten und die Aus-
wertung der Ergebnisse zu ko-
ordinieren. «Dabei geht es auch
darum, identifizierte Daten- und
Wissenslücken zu schliessen und
die Evidenzbasis der Berichter-
stattung laufend zuverbessern.»

Der Ausschuss diene zudem
als Schnittstelle zwischen Ver-
waltung und Bildungsforschung.
«Er besteht ausschliesslich aus
Verwaltungsvertretungen sowie
dem Direktor der SKBF; politi-
sche Entscheidungsträger sind
nicht vertreten.»

«Unhaltbar»: Fachpersonen kritisieren
neuen Schweizer Bildungsbericht
Wissenschaftliche Mängel? Fehlende Unabhängigkeit, blinde Flecken und Einseitigkeit:
Gemäss Forschenden weist der 400-seitige Report Defizite auf. Der Bund widerspricht.

«Zeit, den Bericht zu überdenken»,
findet Professorin Katharina
Maag Merki. Foto: PD

Der Walliser Staatsrat Christophe Darbellay (links) und Bundesrat
Guy Parmelin (Mitte) an der Medienkonferenz am 23. März. Foto: Keystone


